
 

Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes sind parlamentsinterne Stellungnahmen, die nicht für die öf-

fentliche Diskussion außerhalb des Landtags bestimmt sind. Eine - auch nur auszugsweise - Veröffentli-

chung oder Verbreitung bedarf der Zustimmung der Direktorin beim Landtag. 
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(vgl. § 29 Abs. 2 Gemü). Nicht zuletzt der beschränkte Wirkungskreis der Räte spricht eher 

gegen eine weite Auslegung des§ 23 Abs. 1 Nr. 1 KUG.46 

Sofern man dieser Auffassung folgt und Ratsmitglieder auch nicht als relative Personen der 

Zeitgeschichte ansieht, müsste der Landesgesetzgeber zwar nicht wegen eines möglichen 

Grundrechtseingriffs, wohl aber wegen der bundesgesetzlichen Vorgabe in§ 22 KUG auch für 

Ratsmitglieder eine Zustimmungsregelung vorsehen. Ob und wann auch die Beschäftigen der 

Verwaltung oder Zuschauerinnen und Zuschauer nach dem KUG der Übertragung zustimmen 

müssten, hängt von der konkreten Ausgestaltung der Übertragung ab. Während für Beschäf­

tigte und Sachverständige, die an der Sitzung teilnehmen, eher zu erwarten ist, dass sie gezielt 

von der Kamera erfasst werden und daher ihre Zustimmung erforderlich ist, könnten bei Besu­

cherinnen und Besuchern die Ausnahmeregelungen nach § 23 Abs. 1 Nr. 2 KUG (Darstellung 

als „Beiwerk") oder§ 23 Abs. 1 Nr. 3 KUG (Bilder von Versammlungen, Aufzügen und ähnli­

chen Vorgängen) greifen. Unbeschadet dessen ist zu beachten, dass die Einwilligung nach § 

22 S. 1 KUG nicht ausdrücklich, sondern im Einzelfall auch konkludent erteilt werden kann. 

Zusammenfassend lässt sich daher festhalten, dass der Landesgesetzgeber eine bereichsspe­

zifische gesetzliche Grundlage für die Übertragung aus Ratssitzungen schaffen könnte. Dabei 

steht den Ratsmitgliedern auch im Fall einer Regelung, die eine Übertragung auch ohne deren 

Zustimmung erlaubt, kein Grundrechtsschutz zu. Soweit Beschäftigte der Verwaltung, Sachver­

ständige und Besucherinnen und Besucher betroffen sind, liegt unter anderem ein Eingriff in 

das Recht der informationellen Selbstbestimmung vor. Dieser Eingriff dürfte jedoch verfas­

sungsrechtlich gerechtfertigt sein. Allerdings ist zu bedenken, dass der Gesetzgeber die Ein­

willigung der Ratsmitglieder nach § 22 S. 1 KUG vorsehen muss, wenn sie nicht als absolute 

und relative Personen der Zeitgeschichte angesehen werden, wofür einiges spricht. 

4. Regelungen in der Geschäftsordnung der kommunalen Vertretungsorgane 

Sofern der Landesgesetzgeber im Zusammenhang mit der Live-Stream-Übertragung keine 

Regelung trifft, beziehungsweise mit Blick auf die derzeit fehlende bereichsspezifische gesetz­

liche Grundlage, ist zu prüfen, ob und welche Regelungen die Kommunen derzeit in den Ge­

schäftsordnungen ihrer Vertretungsorgane treffen können. 

Kommunen sind nicht berechtigt, aus eigener Kompetenz in Grundrechte einzugreifen. Viel­

mehr bedürfen sie dazu einer vom (Landes-)Gesetzgeber geschaffenen gesetzlichen Grundla-

46 So der Datenschutzbeauftragte von Baden-Württemberg, LT-Drs. 15/955 v. 1. Dezember 2011, S. 119. 



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

-15-

werden darf. Die Zuschauer dürfen dann beispielsweise auch nicht im Hintergrund des Red­

ners zu erkennen sein. Wollte man die Einwilligung zur Zugangsvoraussetzung für die Teil­

nahme an der Sitzung machen, widerspräche dies allerdings wieder dem Grundsatz der Sit­

zungsöffentlichkeit(§ 35 GemO). 

Weitere Betroffene, beispielsweise Sachverständige, Berater oder auch Beschäftigte der Ge­

meindeverwaltung müssen ebenfalls einwilligen. Dabei ist die Besonderheit zu beachten, dass 

die Beschäftigten der Verwaltung in einer besonderen Abhängigkeit in Form von Vertrags­

oder Angestelltenverhältnissen unterliegen. Eine tatsächlich freiwillige Einwilligung durch sie 

dürfte nur ausnahmsweise anzunehmen sein und kann auch nur im Einzelfall überprüft werden. 

Was die zu übertragenden Inhalte betrifft, so darf wegen § 35 GemO ohnehin nur übertragen 

werden, was "öffentlich" ist. Die in der Sitzung behandelten Bürgerangelegenheiten sind 

ebenfalls einwilligungsbedürftig. Zudem sind diese Daten gegebenenfalls zu anonymisieren 

(vgl. § 3 Abs. 7 LDSG). 

Besonderheiten gelten auch für die Fragestunde(§ 16a Gemü). Darin ist Einwohnern und den 

ihnen gleichgestellten Personen und Personenvereinigungen die Gelegenheit zu geben, in 

öffentlicher Sitzung Fragen zu stellen. Sofern die Fragestunde übertragen werden soll, setzte 

dies die Einwilligung des vortragenden Einwohners voraus. Ohne Einwilligung ist eine Über­

tragung nicht zulässig. Sinn und Zweck der Fragestunde ist gerade die Kontaktaufnahme zwi­

schen Einwohner und Gemeindevertretung. Um diesen Zweck nicht zu unterlaufen und keine 

faktischen Hindernisse zu Lasten der Einwohner zu schaffen, sollte in einer Regelung von der 

Übertragung einer Fragestunde generell abgesehen werden. 

Die öffentlichen Stellen haben im Übrigen auch die technischen und organisatorischen Maß­

nahmen zu treffen, die erforderlich sind, um die Ausführung der Bestimmungen dieses Geset­

zes sowie anderer Vorschriften über den Datenschutz zu gewährleisten(§ 9 Abs. 1 S. 1 LDSG). 

5. Landesgesetzliche Regelungen in den anderen Bundesländern 

Bis auf wenige Ausnahmen gibt es auch in den anderen Bundesländern ke ine speziellen ge­

setzlichen Regelungen zur Übertragung von Sitzungen. 

So hat Brandenburg Regelungen zur Zulässigkeit von Ton- und Bildübertragungen sowie von 

Ton- und Bildaufzeichnungen durch Presse, Rundfunk und ähnliche Medien getroffen (§ 36 
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bisher die Einwilligung aller Betroffenen (d.h. Ratsmitglieder, Sachverständige, Berater, Zu­

schauerinnen und Zuschauer sowie Beschäftigte der Verwaltung) notwendig. 

Sofern der Landesgesetzgeber wegen des oben beschriebenen möglichen Grundrechtsein­

griffs eine bereichsspezifische gesetzliche Grundlage schaffen möchte, müsste er bundes­

und landesverfassungsrechtliche Vorgaben sowie bundesgesetzliche Anforderungen beach­

ten. Dabei steht den Ratsmitgliedern auch im Fall einer Regelung, die eine Übertragung auch 

ohne deren Zustimmung erlaubt, kein Grundrechtsschutz zu. Soweit Beschäftigte der Verwal­

tung, Sachverständige, Besucherinnen und Besucher und Fragesteller betroffen sind, liegt 

unter anderem ein Eingriff in das Recht der informationellen Selbstbestimmung vor. Dieser 

Eingriff dürfte jedoch verfassungsrechtlich gerechtfertigt sein. Allerdings ist zu bedenken, 

dass der Landesgesetzgeber die Einwilligung der Ratsmitglieder nach § 22 S. 1 KUG vorsehen 

muss, wenn sie nicht als absolute und relative Personen der Zeitgeschichte angesehen wer­

den, wofür einiges spricht. 

Es erscheint zwar nicht grundsätzlich ausgeschlossen, auch im Wege einer Ergänzung der Ge­

schäftsordnung bzw. der Hauptsatzung die Übertragung zu ermöglichen. Für die Kommunen 

gelten dabei grundsätzlich die gleichen bundes- bzw. landesverfassungsrechtlichen sowie 

bundesgesetzlichen Vorgaben wie für den Landesgesetzgeber.58 Darüber hinaus dürfen die 

Kommunen auch keine abweichenden Regelungen gegenüber den Landesgesetzen, bei­

spielsweise dem Landesdatenschutzgesetz, treffen.59 Ohne gesonderte gesetzliche Grundlage 

wird man in der Geschäftsordnung unter anderem darauf hinweisen müssen, dass die Einwilli­

gung aller Betroffenen für das Streaming notwendig ist. So dürfen beispielsweise weder Mit­

glieder des Rates, Zuschauerinnen und Zuschauer noch und Fragesteller ohne ihre Einwilli­

gung dargestellt werden. Dass jemand nach vorherigem Hinweis auf das Streaming an der 

Sitzung teilnimmt, genügt dafür nicht. Aufgrund des Grundsatzes der Sitzungsöffentlichkeit 

darf auch die vorherige Einwilligung nicht zur Zugangsvoraussetzung für die Teilnahme ge­

macht werden. 

Bis auf wenige Ausnahmen sind auch in den anderen Bundesländern keine speziellen gesetz­

lichen Regelungen zur Übertragung der Sitzungen vorhanden. Brandenburg hat Regelungen 

zur Zulässigkeit von Ton- und Bildübertragungen sowie von Ton- und Bildaufzeichnungen 

auch durch die Kommunen getroffen. In Mecklenburg-Vorpommern sind Film- und Tonauf­

nahmen von öffentlichen Sitzungen durch die Medien zugelassen, soweit nicht ein Viertel der 

Gemeindevertreter dem in geheimer Abstimmung widersprechen. In Hessen kann die Haupt-

58 Vgl. B. II. 3 .. 
59 Vgl. B. II. 4 .. 



 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


